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Einzelfragen zum Lohnabzug. 


Von Dr. Hermann Schlag, Reichsfinanzminiſterium, 
Berlin. 


wie bekannt, zur Zeit vom Reichsfinanzminiſterium einer Durch⸗ 


arbeit unterzogen und dürften in endgültiger Form Ende dieſes 


Monats veröffentlicht werden. Sie werden vorausſichtlich auch 
die früheren Beſtimmungen über das Verfahren, die gegenwärtig 
in der Bekanntmachung des Reichsminiſters der Finanzen vom 
21. Mai 1920 enthalten ſind, mitumfaſſen. Von den durch die 
Preſſe inzwiſchen bekanntgegebenen Erleichterungen zum Lohn⸗ 
abzug find die Durchſtaffelung bei Einkommen zwiſchen 15 000 


* und 30 000 A und die Freilaſſung von Überjtunden und Sonn: 
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tagsarbeit beſonders bemerkenswert. An die Freilaſſung der 
Überſtunden hat ſich vielfach die irrige Auffaſſung geknüpft, als 
ob die Überſtunden und die Sonntagsarbeit überhaupt von 
der Einkommenſteuerpflicht befreit ſind. Es erſcheint demgegen⸗ 
über angebracht, darauf hinzuweiſen, daß nach dem Einkommen⸗ 
begriff des Einkommenſteuergeſetzes die Einkommen aus Über⸗ 
ſtunden und Sonntagsarbeit bei der endgültigen Veranlagung 
wie andere Einkommen zu berückſichtigen fin». 

Inzwiſchen iſt von den erwähnten Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen vom 28. Juli der § 1b außer Kraft getreten, in dem die 


den Ort der jeweiligen Tätigkeit des Zwiſchenmeiſters zuſtän⸗ 
dige Finanzamt genehmigen, daß der Unternehmer nur 10 oder 
mehr Prozent von dem auf den Zwiſchenmeiſter ſelbſt entfallen⸗ 


den Teil ſeines Lohnes berechnet. Der Zwiſchenmeiſter hat dann 
Die Ausführungsbeſtimmungen vom 28. Juli 1920 werden, 


für den freibleibenden Teil bei der Auszahlung an ſeine Unter⸗ 
bedienſteten den Lohnabzug vorzunehmen. Wer als Zwiſchen⸗ 
meiſter zu gelten hat, wird im Einzelnen feſtzuſtellen ſein. In 
der Praxis wird beſonders die Grenze zu dem felbjtändigen 
Gewerbetreibenden, der nicht dem Lohnabzug, wohl aber der 
Umſatzſteuer unterliegt, vielfach nicht leicht zu finden ſein. Die 
Entſcheidung wird im Einzelfall nach der Gewerbeordnung zu 
erfolgen haben, wobei zu berückſichtigen ſein wird, ob 
der Zwiſchenmeiſter für eigene Rechnung arbeitet. 

Auch die Frage der Stellung der Agenten zum Lohn⸗ 
abzug macht vielfach Schwierigkeiten. Grundſätzlich werden ſie 
nicht unter den Arbeitslohn fallen. Dagegen iſt der Pro⸗ 
viſionsreiſende regelmäßig Angeſtellter und abzugs⸗ 
pflichtig. Im Einzelfall kann auch hier die Grenze flüſſig fein. 
Die Entſcheidung wird nach handelsgeſetzlichen Beſtimmungen 
zu erfolgen haben. 

Soweit die Vergütung des Reiſenden neben dem Arbeits⸗ 


lohn eine Entſchädigung für den Aufwand enthält, kann er 
ſich vom Finanzamt beſcheinigen laſſen, welcher Teil der Ver⸗ 


Freilaſſung beſtimmter Pauſchſätze bei der Berechnung des 


Abzuges geſtattet war. Wenn auch nicht zu verkennen iſt, daß die 
Pauſchalierung für viele Betriebe eine erhebliche Erleichterung 
bedeutete, ſo hatten die Betriebe es doch bis zum 30. September 


in der Hand, die für die Feſtſtellung des Familienſtandes ihrer 


Arbeiter erforderlichen Ermittlungen anzuſtellen. Es erſcheint 


daher kein Bedürfnis mehr, die Vergünſtigung des & 1b noch 
weiter zu verlängern. Die Berechnung der abzugsfreien Beträge 
hat demnach jetzt auch in Betrieben mit mehr als 20 Arbeit⸗ 


nehmern lediglich nach §8 1 der erwähnten Beſtimmungen zu 


erfolgen. 


Bei der praktiſchen Durchführung haben ſich Schwierigkeiten 


aus der Anwendung des ſogenannten Liſtenſyſtems er⸗ 
geben. Schwierigkeiten, deren Beſeitigung ebenſoſehr im Inter⸗ 
eſſe des Steuerpflichtigen wie der Verwaltung liegt. § 12 der 
noch geltenden Beſtimmungen vom 21. Mai d. Is. beſtimmt, daß 
auf Antrag des Arbeitgebers von dem Landesfinanzamt zu⸗ 
gelaſſen werden kann, an Stelle von Steuermarken die Ein⸗ 
zahlung der Lohnabzüge unmittelbar in bar oder durch 
Überweiſung bei der Steuerhebeſtelle zu leiſten. Wenn dieſe 
Beſtimmung auch geegiet iſt, die Arbeitgeber von der ihnen 
aufgebürdeten Laſt zunächſt zu erleichtern, ſo entſtehen doch 
durch den Weckſel in der Arbeiterſchaft namentlich bei größeren 
Betrieben, für die die beſprochene Vergünſtigung vorzugsweiſe 
in Frage kommt, und der Vielzahl der für die endgültige Ver⸗ 
rechnung zuſtändigen Steuerhebeſtellen, oftmals nachträgliche 
Verrechnungsſchwierigkeiten, die bei der 


es zweckmäßig ſein, wenn auch größere Betriebe ſich mehr und 
mehr auf das reine Markenſyſtem umſtellen. 

In der Praxis hat die Behandlung der ſog. Zwiſchen⸗ 
meiſter vielfach Anlaß zu Zweifeln gegeben. Es hatte ſich 
insbeſondere eine Härte für den Zwiſchenmeiſter daraus ergeben, 
daß ihm bei der Auszahlung des Lohnes, der zugleich mit für 


ſeine Unterbedienſteten beſtimmt war, der volle Lohnabzug 


Anwendung des 
Narkenſyſtems zu vermeiden find. Aus dieſem Grunde dürfte 
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ſtändige Finanzamt zuvor zu beſcheinigen haben, 


gütung als Arbeitslohn anzuſehen iſt. Zu den abzugsfreien 
Aufwandsentſchädigungen gehören regelmäßig auch die ſoge⸗ 
nannten Montagezulagen. Im Einzelfall wird die Grenze 
von den nichtabzugsfreien Werbungskoſten nicht immer leicht 
zu finden ſein, z. B. die aus dem Lohn zu beſtreitenden Aus⸗ 
gaben für Fahrten der Arbeitnehmer. Bezüge, die an nicht⸗ 
einkommenſteuerpflichtige Perſonen bezahlt wer⸗ 
den, unterliegen der Abzugspflicht nicht, da der Lohnabzug, wie 
wir geſehen haben, immer nur eine Vorerhebung der Ein⸗ 
kommenſteuer bezweckt, eine ſpätere Steuerſchuld alſo voraus⸗ 
ſetzt. In dieſem Falle wird jedoch das für den Arbeitgeber zu⸗ 
daß der 
Empfänger der Einkommenſteuer nicht unterliegt. 

Als Arbeitslohn dürften regelmäßig auch die den Lehr⸗ 
lingen als Koſtgeld, Taſchengeld oder unter anderer Bezeich⸗ 
nung gewährten Bezüge gelten, ebenſo die dem Arzt von der 
Landesverſicherungsanſtalt als Vertrauensarzt zukommenden 
Bezüge. 

Vielfach begegnet man der Auffaſſung, daß als Arbeitslohn 
nur vertraglich zugeficherte Zahlungen zu gelten hätten. 
Dieſe Auffaſſung iſt irrig. Zum Arbeitslohn wie zum ſteuer⸗ 
pflichtigen Einkommen überhaupt gehören nach feſtſtehender 
Rechtſprechung auch alle für eine Tätigkeit tatſächlich ge⸗ 
währten Gegenleiſtungen. Es macht auch keinen Unterſchied, 
unter welcher Bezeichnung der Arbeitslohn gewährt wird. Zu 
ihm gehören auch Tantiemen, Gratifikationen, Diäten, Remune⸗ 
rationen, laufende oder ein malige Teuerungszulagen ebenſo 
wie Wirtſchaftsbeihilfen und Entſchuldungszulagen. Nur Zu⸗ 
wendungen ohne rechtliche Verpflichtung, Unterſtützungen im ein⸗ 
zelnen Falle wegen Hilfsbedürftigkeit ſind gemäß 
§ 12 Ziff. 11 Einkommenſteuergeſetzes frei. Hierzu rechnen ins⸗ 
be ondere die Erwerbsloſenunterſtützungen und die aus Unter- 
ſtützungsfonds im Einzelfall gewährten Bezüge, Stipendien und 
Erziehungsgelder. Vielfach pflegen Arbeitgeber ihren An⸗ 
geſtellten gewiſſe Beträge während der Dienſtzeit nicht auszu⸗ 
zahlen, ſondern gutzuſchreiben. Auch wenn der Angeſtellte 


verrechnet wurde. Um dieſe Härte zu vermeiden, kann das für, über dieſe Beträge erſt nach Auflöſung feines Dienſtver⸗ 
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hältniſſes verfügen kann, ſind ſie doch bereits verdiente 
Lohnbezüge und deshalb abzugspflichtig, ebenſo wie fie nach 
bisheriger Rechtſprechung zum ſteuerpflichtigen Einkommen 


gehören. Der Lohnzahlung im eigentlichen Sinne des Wortes 


ſtehen mithin nicht nur die Lohnüberweiſungen, ſondern auch 
die Lohngutſchriften gleich. Auszunehmen dürften nur die Gut⸗ 
ſchriften ſein, die an eine aufſchiebende Bedingung geknüpft 
ſind, z. B. an einen Jahresabſchluß von beſtimmter Höhe. Bis 
zum Eintritt der Bedingung ſind dieſe Gutſchriften für den 
Arbeitnehmer in Frage geſtellt und deshalb wohl nicht als 
bereits verdiente und abzugspflichtige Lohnbezüge anzuſprechen. 


Wie bekannt, ſind von dem verdienten Arbeits⸗ 


lohn nach § 1 Abſ. 1 und 2 der vorläufigen Beſtimmungen vom 
28. Juli 1920 beſondere Beträge abzugsfrei, die auf das Jahr 
umgerechnet den Betrag des ſteuerfreien Exiſtenzminimums von 
1500 % für die Perſon des Arbeitnehmers und den nach 8 20 
des Einkommenſteuergeſetzes für die zum Haushalt der Steuer⸗ 
pflichtigen gehörigen Angehörigen feſtgeſetzten Beträgen un⸗ 
gefähr gleichkommen. Es ſind nun Zweifel entſtanden, wie dieſer 
abzugsfrele Lohnteil zu berechnen iſt, wenn der Ar⸗ 
beitnehmer ſeit der letzten Lohnzahlung an 
einzelnen Arbeitstagen oder Wochen nicht 
gearbeitet und dementſprechend keinen Lohn 
verdient hat. Hat der Arbeitgeber in dieſem Falle die 
abzugsfreien Lohnteile nur für die Tage zu berechnen, an 
denen gearbeitet wurde und Lohn ausgezahlt wurde, oder darf 
er zugunſten des Arbeitnehmers auch für die Tage, an denen 
nicht gearbeitet wurde, die Beträge in Abzug bringen? Bei 
der Entſcheidung dieſer Frage iſt davon auszugehen, daß der 
Lohnabzug nur eine Vorerhebung der ſpäter tatſächlich zu 
zahlenden Einkommenſteuer bezweckt, daß er alſo nicht ohne 
Grund über die endgültig veranlagte Steuerſchuld hinausgehen 
ſoll. Da die endgültige Veranlagung aber in jedem Falle 
1500 für den Steuerpflichtigen ſelbſt und weitere Beträge für 
ſeine Haushaltsangehörigen freiläßt, müſſen auch die entſprechen⸗ 
den Beträge beim Lohnabzug in Abrechnung kommen, ohne 
Rückſicht darauf, ob an den betreffenden Tagen tatſächlich ge⸗ 
arbeitet wurde. Wenn z. B. in einer Arbeitswoche an zwei 
Tagen nicht gearbeitet wurde, für die weiteren vier Tage je 
40 A gleich 160 A zur Lohnzahlung kommen, jo find hiervon, 
wenn der Arbeiter unverheiratet iſt, nicht 4 X 5 AM, ſondern 
6 * 5 . = 30 / in Abzug zu bringen, mithin 130 & abzugs⸗ 
pflichtiges Lohneinkommen. Bei diefer Berechnung it, wenn 
der Arbeitnehmer längere Zeit während ſeines Arbeitsver⸗ 
hältniſſes nicht zur Arbeit kommt, der Fall möglich, daß der 
abzugsfreie Lohnteil dem zur Zahlung kommenden Lohn gleich⸗ 
kommt, ein Lohnabzug demnach nicht eintritt. Während der 
arbeitsloſen Zeit etwa bezogene Erwerbsloſenunterſtützung 
bleibt in jedem Falle gemäß § 12 Ziff. 11 Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes als nicht ſteuerbare Unterſtützung außer Berückſichtigung. 
Anderſeits darf der Arbeitnehmer den Abzug aber nur für die 
arbeit⸗ und lohnfreien Tage beanſpruchen, die in das lau⸗ 
fende Arbeitsverhältnis fallen. Denn der Lohnabzug iſt 
immer nur von dem jeweiligen Arbeitgeber einzubehalten, Lohn⸗ 
abzug und Arbeitsverhältnis ſtehen in engem Zuſammenhang. 
Es kann weder Recht noch Pflicht des Arbeitgebers ſein, eine 
außerhalb des ihn angehenden Arbeitsverhältniſſes liegende Zeit 
bei der Lohnberechnung zu berückſichtigen. Das muß auch dann 
gelten, wenn ein Arbeiter entlaſſen. dann mehrere Wochen 
arbeitslos iſt und von demſelben Arbeitgeber wieder ein⸗ 
geſtellt wird. Für die arbeits⸗ und lohnfreie Zeit dürfen dann 
abzugsfreie Lohnteile nicht berechnet werden. Der Fall, daß 
hierbei dem Arbeitnehmer mehr abgezogen wird, als ſeine end⸗ 
gültige Steuerſchuld beträgt, dürfte, da der niedrigſte Steuerſatz 
ſchon 10% beträgt, nur zu den ſeltenſten Ausnahmen gehören. 

Mit vorſtehendem im Zuſammenhang ſteht die Frage, wie 
in dem gleichen Falle, wenn der Arbeitnehmer an einzelnen 
Arbeitstagen oder während einzelner Arbeitswochen nicht ge⸗ 


arbeitet hat, der abzugsfähige Arbeitslohn auf ein Jahres⸗ | 


einkommen umzurechnen iſt, um hiernach den Stener⸗ 
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fa von 10,15% oder mehr feſtzuſtellen. Auch hier find Zweifel 
entſtanden, ob die Umrechnung nur nach Maßgabe der Tage, 
Wochen uſw. zu erfolgen hat, an denen gearbeitet wurde und für 
die Lohn ausgezählt wurde, oder ob auch die Zeit zu berück⸗ 
ſichtigen iſt, in der der Arbeitnehmer nicht gearbeitet hat und 
für die Lohn ausbezahlt wurde. Auch hier muß für die Be⸗ 
antwortung der Frage davon ausgegangen werden, daß der 
Lohnabzug der ſpäter feſtzuſtellenden endgültigen Steuerſchuld 
möglichſt entſprechen ſoll. Da dieſe aber durch den Lohnausfall 
gemindert wird, müſſen die lohnfreien Tage auch bei der Um: 
rechnung des Arbeitslohns berückſichtigt werden. Für die 
Umrechnung des Arbeitslohns auf das Jahr iſt alſo jede Lohn⸗ 
auszahlungsperiode voll zu rechnen, auch wenn innerhalb von 
ihr an einzelnen Tagen oder Wochen nicht gearbeitet und Lohn 
nicht verdient wurde. Der zur Auszahlung kommende Lohn iſt 
dann ſo anzuſehen, als ob er während der ganzen Lohnperiode 
verdient wurde. Hat alſo ein auf Wochenlohn geſtellter Arbeiter 
an zwei Tagen nicht gearbeitet, für die übrigen vier Arbeitstage 
je 40,40 M = 161,60 4 ausgezahlt erhalten, jo find die 161,60 4 
nicht als Viertagelohn, ſondern als Wochenlohn anzuſehen und 
nach Abzug der freien Lohnteile (bei einem unverheirateten Ar⸗ 
beiter 5 % X 6, nicht 4 Arbeitstagen — 30 4) mit 50 Arbeits» 
wochen zu multiplizieren. Das hiernach umgerechnete Jahres⸗ 
einkommen beträgt dann 131,60 x 50 = 6580 &, fällt alſo unter 
den Steuerſatz von 10%, der Wochenlohnabzug beträgt alſo 
13 M (nicht 13,15 M, vgl. § 2b der vor. Beſt. vom 28. Juli 1920). 
Auch hier iſt aus denſelben Gründen die Zeit vor Beginn und 
nach Beendigung des jeweiligen Arbeitsverhältniſſes unberück⸗ 
ſichtigt zu laſſen. Es muß während der ganzen Lohnauszahlungs⸗ 
periode ein Vert r ags verhältnis mit dem Arbeitgeber be⸗ 
ſtanden haben. i 

Zu Zweifeln hat auch die Frage Anlaß gegeben, wie der 
Steuerabzug von dem Arbeitslohn der mitarbeiten den 
Ehefrau zu berechnen iſt. Nach § 1 Abf. 1 der vorläufigen 
Beſtimmungen vom 28. Juli muß auch bei der mitarbeitenden 
Ehefrau der ſteuerfreie Betrag von 5 & für den Tag oder 30 M 
für die Woche frei bleiben. Denn weder die vorläufigen Beſtim⸗ 
mungen noch das Eeſetz zur ergänzenden Regelung des Steuer⸗ 
abzugs vom 21. Juli 1920 ſehen eine beſondere Behandlung der 
Ehefrau als Arbeitnehmerin vor. Daraus folgt wetier, d aß da⸗ 
neben der Ehemann die Vergünſtigung des § 1 Abſ. 2 der vor⸗ 
läufigen Beſtimmung für ſich beanſpruchen und hiernach für die 
Ehefrau einen Betrag von 1,50 % für den Tag oder 10 A für 
die Woche als abzugsfrei verlangen darf. Dagegen zählen die 
Kinder, wenn beide Ehegatten zuſammenleben, nur als zum 
Haushalte des Ehemannes gehörig. (8 1 Abi. 6 der vorläufigen 
Beſtimmungen.) Es ift alſo eine zweimalige Berückſichtigung der 
minderjährigen Kinder ſowohl beim Steuerabzug des Ehemannes 
wie bei dem der Ehefrau ausgeſchloſſen. 

Beſonderen Anlaß zu Zweifeln hat auch die Beſtimmung 
des Artikels II des Geſetzes vom 21. Juli 1920 gegeben. 
Das Geſetz beſtimmt: „Die bis zum 1. Auguſt 1920 auf Grund 
der 88 45—52 des Einkommenſteuergeſetzes einbehaltenen Be⸗ 
träge werden auf die nach dieſem Geſetze einzubehaltenden Be⸗ 
träge angerechnet.“ Ein Teil der Arbeitgeber will dieſe 
Beſtimmung ſo auslegen, als ob hiernach die in der Zeit vom 
25. Juni bis 1. Auguſt einzubehaltenden Lohnbeträge in vo ller 
Höhe auf die ſpäteren Lohnabzüge anzurechnen ſind. Der innere 
Grund hierfür liegt vielfach darin, daß die Arbeitgeber es unter⸗ 
laſſen haben, während dieſer Zeit den Lohn überhaupt einzu⸗ 
behalten und nun die perſönliche Haftbarmachung nach § 50 Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes und womöglich die Einleitung eines Straf⸗ 
verfahrens auf Grund der 88 359, 367 Reichsabgabenordnung, 
853 Einkommenſteuergeſetzes wegen vorſätzlicher oder fahrläſſiger 
Steuerhinterziehung befürchten. Auf die letzteren Fragen ſoll 


ſpäter eingegansen werden. Der Auffaſſung, daß die vor dem 
1. Auguſt liegenden Beträge voll anzurechnen ſind, iſt zu ent⸗ 


gegnen, daß dann die Vorſchrift des Artikels II tatſächlich der 
Aufhebung der über das Inkrafttreten des Lohnabzugs erlaſſe⸗ 
nen früheren geſetzlichen Beſtimmungen (Reichsgeſetzblatt S. 428 
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und 1093) gleichkäme, was vom Geſetzgeber weder ausgeſprochen Steuerhinterziehung vorausgeſehen und gebilligt hat (ſog. evtl. 


noch gewollt iſt. Das Geſetz vom 21. Juli 1920 will vielmehr, 
wie es in Artikel J ſelbſt ſagt, die bisherige Regelung nur „er⸗ 
gänzen“ und durch Artikel II feinen Vorteilen rückwirkende Kraft 
für die Zeit vor dem 1. Auguſt beilegen. Es iſt deshalb ſo zu 
verſtehen, daß die in der Zeit vom 25. Juni bis 31. Juli 1920 
einbehaltenen Beträge nur unterſchiedsmäßig auf die 
neuen Abzüge anzurechnen ſind. Der Arbeitgeber hat deshalb 
feſtzuſtellen, welcher Betrag von dem in der Zeit vom 25. Juni 
bis 31. Juli fälligen Arbeitslohn nach den neuen Beſtimmungen 
hätte einbehalten werden müſſen. Der über dieſen Betrag hinaus 
vor dem 1. Auguſt einbehaltene Betrag iſt anrechnungsfähig. 


Nähere Anordnungen über die Anrechnung dürften die demnächſt 


herauskommenden endgültigen Ausführungsbeſtimmungen zu dem 
Geſetz vom 21. Juli d. J. enthalten. Die ganze Frage der An⸗ 
rechnung bedeutet für den Arbeitgeber eine nicht unbedeutende 
Mehrarbeit, für den Arbeiter ſelbſt iſt ſie in Anbetracht der dem⸗ 
nächſtigen endgültig feſtzuſtellenden Einkommenſteuer kaum von 
praktiſchem Wert. 

Bei der Anrechnung iſt noch zu beachten, daß nur die 
am 25. Juni oder ſpäter fälligen Löhne, Gehälter uſw. dem 
Lohnabzug unterliegen. Fällig iſt eine Leiſtung dann, wenn ſie 
gefordert werden kann, weil ihre Erfüllungszeit eingetreten iſt. 
Wenn der 25. Juni (Freitag) ein Lohnauszahlungstag iſt, ſind 
alſo die in der vorausgegangenen Lohnwoche verdienten Löhne 
abzugspflichtig. Ebenſo ſind die am 30. Juni fälligen Monats⸗ 


gehälter abzugspflichtig, nicht aber die ganzen am 30. Juni fäl⸗ 
ligen Vierteljahrsgehälter, da es nicht im Sinne der Beſtim⸗ 


mungen liegt, die vor dem Monat Juni fallenden Leiſtungen zu 
erfaſſen. Lohnzahlungen für eine frühere Zeit ſind alſo abzugs⸗ 
frei, ebenſo alle Löhne und Gehälter, die bereits vor dem 
25. Juni des Jahres fällig geworden ſind, aber erſt ſpäter zur 
Auszahlung gelangen. 

Aus Kreiſen der Steuerpflichtigen iſt vielfach der Wunſch 
laut geworden, bei der Feſtſetzung des Lohnabzuges bereits den 
beſonderen wirtſchaftlichen Verhältniſſen des 
Steuerpflichtigen Rechnung zu tragen, wie dies nach § 26 des 
Einkommenſteuergeſetzes vorgeſehen iſt. Da das Geſetz vom 
21. Juli über den Lohnabzug dieſem Verlangen keine Rechnung 
trägt, und da die Berückſichtigung wegen der Schwierigkeit der 
Ermittlung den an der Quelle zu erhebenden Abzug überhaupt in 
Frage ſtellen würde, kann den Wünſchen auf Berückſichtigung 
ſolcher wirtſchaftlichen Verhältniſſe erſt bei der endgül⸗ 
tigen Veranlagung Rechnung getragen werden. Ebenſo iſt eine 
ſteuerliche Begünſtigung der Rriegsteilnehmer nur nach 
Maßgabe des $ 26 des EintStGel. möglich. 


Sich mit all den oft verwickelt liegenden Beſtimmungen des 
Lohnabzugs vertraut zu machen, iſt für den Arbeitgeber wegen 
der Gefahr feiner perſönlichen Haftbar machung eine nicht 
zu umgehende Notwendigkeir geworden. Da er nach dem Geſetz 
neben dem Arbeitnehmer als Geſamtſchuldner haftet, muß er da— 
mit rechnen, wenn er den Lohnabzug nicht einbehält, in Höhe 
des zu Unkecht nicht einbehaltenen Betrages ſelbſt in Anſpruch 
genommen zu werden. Es bleibt ihm dann lediglich das zweifel⸗ 
hafte Recht, in Höhe dieſes Betrages von dem Arbeitnehmer Aus⸗ 
gleichung zu verlangen. Soweit der Arbeitgeber durch Gewalt 
oder Drohung verhindert worden iſt, den Lohnabzug einzu⸗ 
behalten, oder ſoweit ſonſt im beſonderen Einzelfall die Haftbar⸗ 
machung eine unbillige Härte wäre, kann der Reichsfinanzminiſter 
gemäß § 108 der Reichsabgabenordnung (AO.) von der Haftbar⸗ 
machung abſehen. Die ſtraf rechtliche Verantwortung iſt in 
der AO. und in 8 53 Einkommenſteuergeſetzes geregelt. 8 53 ſetzt 
die Strafe für die Hinterziehung feſt. Was Steuerhinterziehung iſt, 
beſtimmt 8 359 AD. Hierunter fällt, wer zum eigenen oder eines 
anderen Vorteil vorſätzlich bewirkt, daß Steuereinnahmen ver⸗ 
kürzt werden. Da der Lohnabzug nur eine vorläufige Er⸗ 
hebung der Einkommenſteuer iſt, wird die vollendete Tat 


erſt angenommen werden können, wenn feſtſteht, daß auch die 
endgültige Steuerſchuld nicht bezahlt wird. Zum Vorſatz genügt 


nach allgemeinrechtlichen Strafbegriffen, daß der Arbeitgeber die 


Vorſatz). Ob für den Arbeitgeber auch der Fall der fahr: 
läſſigen Gteuerhinterziehung des § 367 AD. gegeben ſein 
kann, kann zweifelhaft ſein, da der Arbeitgeber weder als 
„Steuerpflichtiger noch als Vertreter oder in Wahrnehmung der 
Angelegenheiten eines Steuerpflichtigen“ handelt. Dagegen kann 
bei Zuwiderhandlungen gegen Verwaltungsbeſtimmungen gemäß 
§ 377 AO. eine Ordnungsſtrafe verwirkt werden. War der 
Arbeitgeber an der Einbehaltung des Lohnabzugs durch un⸗ 
widerſtehliche Gewalt oder Drohung für Leib oder Leben ver⸗ 
hindert, ſo liegt nach allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundſätzen eine 
ſtrafbare Handlung nicht vor. Aber darüber hinaus wird es 
ſeitens der Verwaltung einer milden und führenden Hand be⸗ 
dürfen, die mit feinem Takt ein bisher nicht gekanntes Ver⸗ 
trauensverhältnis zwiſchen Arbeitgeber und Steuerfiskus heran⸗ 
zuziehen hat. 


Vorläufige Steuerbeſcheide und Lohnabzug. 
Von Rechtsanwalt Dr. v. Karger, Berlin. 


Die ſeit einigen Wochen im Gange befindliche Verſendung 
der vorläufigen Steuerbeſcheide hat in den Kreiſen 
der Feſtbeſoldeten und daher dem Lohnabzug unterworfenen 
Arbeitnehmer lebhafte Unruhe erweckt, weil vielfach angenommen 
wird, daß nunmehr der im vorläufigen Steuerbeſcheid geforderte 
Betrag voll bar zu zahlen iſt, daß daneben aber auch der Lohn⸗ 
abzug weiter vorgenommen wird. Die Betreffenden glauben, 


auf dieſe Weiſe einer doppelten Beſteuerung zu unterliegen und 


fühlen ſich hierdurch beſchwert. Dieſe Klagen entbehren jedoch 
jeder Begründung. Der vorläufige Steuerbeſcheid hat feine Ur— 
ſache darin, daß die Finanzverwaltung in dieſem Jahr noch nicht 
in der Lage iſt, die Einkommenſteuerveranlagung ordnungs⸗ 
mäßig durchzuführen. Sie begnügt ſich daher mit einer vor⸗ 
läufigen Veranlagung derjenigen, über deren Einkommens⸗ 
verhältniſſe bereits Unterlagen vorhanden find. Die end- 
gültige Veranlagung für dieſes Steuerjahr erfolgt erſt im 
nächſten Jahr, und alle diejenigen, die jetzt keinen vorläufigen 
Steuerbeſcheid erhalten haben, werden dann neben der Ein⸗ 
kommenſteuer für letzteres auch noch die für dieſes Jahr nachzu⸗ 
zahlen haben. Soweit ſie dem Steuerabzug unterliegen, werden 
ſie es dann ſehr angenehm empfinden, daß ihnen durch dieſen 
eine Art Zwangsſparkaſſe eingerichtet worden iſt und ſie nur die 
Beträge nachzuzahlen haben, die über die beim Lohnabzug ein⸗ 
behaltenen Summen hinausgehen. 

Grundſätzlich ſoll nun allerdings die Anrechnung der im 
Rechnungsjahr 1920 zu Laſten eines Arbeitnehmers ein⸗ 
behaltenen Beträge erſt nach der endgültigen im nächſten Jahr 
vorzunehmenden Veranlagung ſtattfinden. Eine Ausnahme 
iſt jedoch gerade für diejenigen Perſonen geſchaffen, die einen 
vorläufigen Steuerbeſcheid erhalten haben. Dieſe ſind in der 
Lage, die ihnen einbehaltenen Beträge auf die durch den vor: 
läufigen Steuerbeſcheid eingeforderte Steuerſchuld anrechnen zu 
laſſen. Soweit für die einbehaltenen Beträge Marken geklebt 
ſind, haben ſie bei der Bezahlung der durch den vorläufigen 
Steuerbeſcheid geforderten Steuerſchuld dieſe in Zahlung zu 
geben und nur den Überſchuß bar zu entrichten. Iſt aber in dem 
Betriebe des Steuerpflichtigen das Liſtenſyſtem eingeführt, dann 
iſt der einbehaltene Betrag bereits durch den Arbeitgeber an die 
Steuerhebeſtelle des betreffenden Arbeitnehmers entweder un⸗ 
mittelbar oder bei Betrieben mit über 100 Arbeitnehmern durch 
I 
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Vermittelung der für den Betrieb zuſtändigen Steuerhebeſtelle 
abgeführt worden oder ſollte wenigſtens bereits abgeführt ſein. 
Auf jeden Fall braucht auch hier der Steuerpflichtige nur den 
Betrag bar zu zahlen, um den ſeine Steuerſchuld die einbehal⸗ 
tenen Beträge überſteigt. Da beim Liſtenſyſtem nicht immer 
die einbehaltenen Beträge bei der Steuerhebeſtelle bereits ver⸗ 
| bucht ſein werden, wird es zweckmäßig ſein, wenn der Steuer: 
pflichtige die ihm vom Arbeitgeber auszuſtellende Beſcheinigung 
über die Höhe des einbehaltenen Betrages ſeiner Steuerhebeſtelle 
| als Nachweis für den erfolgten Lohnabzug vorlegt. 


Infolge der Steigerung der Löhne und Gehälter wird es 
vielfach vorkommen, daß die durch den vorläufigen Steuerbeſcheid 
feſtgeſetzte Steuerſchuld niedriger iſt als die Summe der bis⸗ 
her durch den Steuerabzug einbehaltenen Beträge. In dieſem 
Fall hat der Arbeitnehmer keinen Anſpruch darauf, daß 
ihm die Differenz herausgezahlt wird. Er erhält vielmehr eine 
Beſcheinigung über den Differenzbetrag und kann dieſe bei ſpäte⸗ 
ren Steuerzahlungen verwenden. Dies Verfahren iſt auch durch⸗ 
aus ſachgemäß, da bei der endgültigen Steuerveranlagung wohl 
kein Arbeitnehmer weniger zu zahlen haben wird, wie ihm bis 
dahin einbehalten worden iſt. Sie werden alle noch mehr oder 
minder erhebliche Beträge zuzuzahlen haben. Für eine Rück⸗ 
zahlung von einbehaltenen Beträgen liegt daher keine Ver⸗ 
anlaſſung vor. Sollte ſich jedoch ausnahmsweiſe bei der end⸗ 
gültigen Veranlagung ergeben, daß die einbehaltenen Beträge 
die zu zahlende Einkommenſteuer überſteigen, ſo wird in dieſem 
Fall ſelbſtverſtändlich der zuviel abgezogene Betrag heraus: 


gezahlt werden. „ 


Das Liſtenſyſtem in der Praxis. 


Von Ratsſekretär Hornauer, 
zurzeit im Reichsfinanzminiſterium, Berlin. 


Der Reichsminiſter der Finanzen wurde durch § 52 des 
REStG. ermächtigt 


„ein von den Vorſchriften der 88 45 bis 49 (Marken⸗ 
ſyſtem) abweichendes Verfahren zuzulaſſen.“ 

In den am 21. Mai 1920 für das Lohnabzugsverfahren ge⸗ 
ſchaffenen Ausführungsbeſtimmungen wurden entſprechend dieſer 
Ermächtigung für das Liſtenſyſtem folgende Richtlinien gegeben. 

§ 12. 

Das Landesfinanzamt kann auf Antrag des Arbeitgebers zulaſſen, 
daß eine Verwendung von Steuermarken unterbleibt und daß die Ein 
zahlung des nach $ 1 und § 2 Abſ. 3 einbehaltenen Betrags durch den 
Arbeitgeber in bar oder durch Überweiſung auf das Poſtſcheck⸗ oder 
Bankkonto bei der Steuerhebeſtelle erfolgt die für die Entrichtung der 
von dem Arbeitnehmer zu entrichtenden Einkommenſteuer zuſtändig iſt. 

Das Landesfinanzamt kann die ihm nach Abſ. 1 zuſtehende Be⸗ 
fugnis den Finanzämtern übertragen. 


§ 13. 

Mit der Einzahlung, die ſpäteſtens bis zum 10. des auf die Lohn⸗ 
zahlung folgenden Monats erfolgen muß, hat der Arbeitgeber jeder 
nach 8 12 zyſtändigen Steuerhebeſtelle eine Nachweiſung nach Muſter 3 
in doppelter Ausfertigung einzureichen. Die zweite Ausfertigung 
fann im Wege des Durchpauſeverfahrens oder durch ſonſtige Verpiel⸗ 
fältigung hergeſtellt werden, muß aber gut leſerlſch ſein. Die Spalten 
2 und 3 der Nachweiſung find von dem Arbeitoeber auf Grund der 
Angaben des Arbeitnehmers auszufüllen. Die Richtiafeit der Nach⸗ 
weiſung ift von dem Arbeitgeber oder von feinem, der Stenerhebeſtelle 
gegenüber bevollmächtigten Vertreter zu beſcheinigen. Die Stener⸗ 
hebeſtelle prüft die Nachweiſung und gibt eine Ausfertigung mit 
Empfangsbeſcheinigung zurück. 

Das Landesfinanzamt oder im Falle des § 12 Abſ. 2 das Finanz- 
amt kann geſtatten, daß die Einzahlung nach Abſ. ! erſt innerhalb der 
erſten 10 Tage nach Ablauf eines Kalendervierteljahrs erfolgt. 

§ 14. 

Der Arbeitgeber iſt verpflichtet, dem Arbeitnehmer auf deſſen 
Verlangen monatlich und bei Beendigung des Arbeitsverhältniſſes 
eine Beſcheinigung über den ausgezahlten Lohn und den einbehaltenen 
Betrag auszuſtellen. 

Bei der Durchführung des Lohnabzugs glaubte eine Gruppe 
derjenigen Arbeitgeber, die ſich mit dem Liſtenſyſtem den Lohn⸗ 
abzug erleichtern wollten, die Arbeit dann nicht bewältigen zu 
können, wenn ſie, wie urſprünglich vorgeſehen, mit jeder 
einzelnen Hebeſtelle abrechnen müßten, die für ihre Arbeit⸗ 
nehmer in Frage komme. 

Inzwiſchen geſtattete dann der Erlaß vom 16. Juni 1920“) 
bei Betrieben mit mehr als 100 Arbeitnehmern die Abgabe 


*) Siehe Julinummer S. 83 unter Nr. 4. 


einer Geſamtanweiſung an die für den Betrieb des Arbeit⸗ 
gebers zuſtändige Finanzkaſſe. Inzwiſchen iſt dieſe Erleichte⸗ 
rung für den Arbeitgeber bei der praktiſchen Durchführung auf 
große Schwierigkeiten geſtoßen. ’ 

Wenn ſchon der Lohnabzug an ſich eine wenig günſtige Auf⸗ 
nahme in den Arbeitgeberkreiſen hatte, ſo war es begreiflich, 
daß ganz beſonders der Einzel verkehr mit den verſchiedenen 
Stellen im Wege von Einzelnachweiſungen abſchreckend wirken 
mußte. 


Nachſtehende Würdigung des Liſtenſyſtems ſtreng nach 
den geſchloſſenen Richtlinien ſoll jedoch den Nach⸗ 
weis verſuchen, daß auch das auf der Ein zelbe rechnung 
aufgebaute Liſtenſyſtem noch immer eine Entlaſtung für den 
Arbeitgeber bedeutet. 


Die Arbeitgeber behandeln doch durchweg den Lohnabzug nach 
einem Stammſyſtem, entweder in Liſten⸗ oder Kartenform. 
Weil nun diejenigen Arbeitnehmer, deren Arbeitgeber die Be⸗ 
träge überweiſen, zu ihren Steuerabrechnungsmaßnahmen auch 
Unterlagen benötigen, jo ſollen fie nach $ 14 der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen von ihren Arbeitgebern entſprechende Beſcheini⸗ 
gungen erhalten. Dieſe Beſcheinigungen bilden 
den Kernpunkt des Liſtenſyſtems. Um dieſe Be⸗ 
ſcheinigungen kommt alſo der Arbeitgeber nicht herum. Er kann 
aber bei der Ausſtellung derſelben eine Durchſchrift anfertigen 
und ſomit hat er die Einzelnachweiſung! Eine 
weitere Erleichterung kann er ſich ſchaffen, wenn er ſich bei allen 
ſeinen ſtändigen Arbeitnehmern die Beſch inigungen (mit Einzel⸗ 
nachweiſungen) gleich für das laufende Jahr anfertigt, ſo daß er 
bei den vierteljährlichen Nachweiſungen jedesmal nur die Be⸗ 
träge des Arbeitsverdienſtes und des Lohnabzuges einzuſetzen 
braucht. Dieſes Vorarbeiten iſt ſchon deshalb möglich, weil die 
Steuerbehörde für das Steuerjahr nur ein und dieſelbe 
Geſchäfts nummer (Steuerzeichen) oder die an einem 
Stichtag innegehabte Wohnung benötigt. Nach⸗ 
weiſungen mit den verſchiedenſten Wohnungsangaben innerhalb 
eines Jahres ſind für den Steuerbetrieb unbrauchbar. 


Eine noch weitergehende Entlaſtung derjenigen Betriebe, die 
das Liſtenſyſtem benutzen, tritt mit der Durchſchrift in Erſcheinung. 
Nach § 40 des RESt6G. ſoll der Arbeitgeber diejenigen ſeiner 
Arbeitnehmer namhaft machen, die länger als zwei Monate von 
ihm beſchäftigt werden. Er hat zu dieſem Zwecke Namen, Stel⸗ 
lung und Wohnung, ſowie das von ihm herrührende Einkommen 
dieſer Perſonen anzugeben. Die Verſchmelzungsmöglichkeit des 
Erforderniſſes nach § 40 mit dem Einzelverkehr beim Lohnabzug 
hat beiſpielsweiſe in Sachſen die beſten Beweiſe erbracht. Dort 


wird ſtreng nach 88 12, 13 und 14 das Einzelnachwei⸗ 


ſungs verfahren gefordert. Dementſprechend wird jedes⸗ 
mal neben der Angabe der Höhe des Lohnabzugs der in gleicher 
Zeit ausbezahlte Arbeitsverdienſt mitgeteilt! . 


Die Einzelnachweiſungen verteilt der Arbeitgeber genau auf 
die einzelnen Geſchäftsſtellen und fertigt für jede Geſchäftsſtelle 
einen Lieferſchein (Heſamtnachweiſung) au. Hat z. B. ein Be⸗ 
trieb mit 5000 Arbeitnehmern mit 100 Geſchäftsſtellen viertel⸗ 
jährlich einmal zu verkehren. jo find auch nicht mehr als 5000 
Einträge wie bei einer Geſamtnachweiſung zu machen. Die 
Einträge verteilen ſich vielmehr auf die' 100 verſchiedenen Ge⸗ 
ſamtnachweiſungen. Dies iſt aber trotzdem noch die gleiche Arbeit, 
weil doch bei einer Geſamtnachweiſung ſür ſämtliche 5009 Arbeit⸗ 
nehmer die Seiten aufzurechnen ſind. * 


Nach Anfertigung der Einzellleferſcheine (Geſamtnach⸗ 


weiſung für jede Geſchäftsſtelle) macht der Arbeitgeber eine Auf⸗ 


ſtellung für die überweiſung durch Poſtſcheck⸗ oder Bankkonto 
(ſiehe 8 12 der angezogenen Ausführungsbeſtimmungen) und 
das iſt, genau betrachtet, dasſelbe, was die eingangs erwähnte 


| Gruppe der Arbeitgeber erwirkt hatte, nämlich der Verkehr 
mit einer für den Arbeitgeber 


paſſenden Be=- 
ſchäftsſtelle. 
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überweiſungsverfahren durch 


Markenkleben oder Verrechnung (Liſtenſyſtem) 
beim Lohnabzug. 
Von E. Wichmann, Berlin. 


Die Arbeitgeber haben jetzt für vier Monate den Abzug vom 
Arbeitslohn für die Einkommenſteuer ihrer Angeſtellten vor⸗ 
nehmen müſſen und ſich ihre Lohnbüros entweder für das 
Markenkleben oder das Liſtenſyſtem eingerichtet. Es ſind nach 
beiden Richtungen hin Erfahrungen geſammelt worden, die den 
unparteiiſchen Beobachter in die Lage verſetzen, ſich jetzt ein un⸗ 
gefähres Bild von den Vor⸗ und Nachteilen des einen oder des 
underen Verfahrens zu bilden. 


Nach Erlaß der Verordnung vom 21. Mai 1920 war es für 


die Arbeitgeber mit großem Perſonal klar, daß für ſie nur das 


Markenkleben in Frage kommt, da die Überweiſung der ein⸗ 
behaltenen Steuerbeträge an jede für den einzelnen Arbeitnehmer 
zuſtändige Steuerhebeſtelle undurchführbar iſt. Die Verordnung 
vom 16. Juni, die den Arbeitgeber ermächtigt, alle Steuerbeträge 
an eine einzige, die für ihn zuſtändige Steuerkaſſe abzu⸗ 
führen, hilft dieſem Übelitande ab, und wenn trotzdem die An⸗ 
wendung des Liſtenſyſtems von der Induſtrie nicht in weit⸗ 
gehendem Maße benutzt worden iſt, ſo iſt dies einmal darauf zu⸗ 
rückzuführen, daß die ergänzenden Beſtimmungen vom 16. Juni 
1920 erſt ſehr ſpät bekannt geworden ſind und weiter, wenigſtens 
ſoweit Berlin und die Provinz Brandenburg in Frage kommt, daß 
die zuſtändigen Finanzämter die Genehmigung zur Einführung 
dieſes Verfahrens nurßſehr zögernd erteilten, bzw. auf Anfragen 
nach der Zweckmäßigkelt im negativen Sinne geantwortet haben. 

Es ſoll nicht verkannt werden, daß bei den eigenartigen Ber⸗ 
liner Verhältniſſen die Schwierigkeiten, die der ſofortigen Ein⸗ 
führung des Liſtenſyſtems gegenüberſtehen, gewaltige ſind und 
daß, falls das Überweiſungsverfahren von der Großinduſtrie all⸗ 


gemein angenommen wäre, die Berliner Steuerkaſſen in ihrer 


gegenwärtigen Zuſammenſetzung nicht im=der Lage geweſen 
wären, die einzelnen Poſten ſchnell und zuverläſſig auf das Konto 
jeden Steuerzahlers zu verbuchen, ſo daß ſpäter bei der end⸗ 
gültigen Steuereinziehung vom Arbeitnehmer von dieſem eventl. 
der volle Steuerbetrag verlangt wäre, da die Unterlagen für die 
von ſeinem Arbeitgeber eingezahlten Beträge nicht rechtzeitig in 
den Beſitz der für den Arbeitnehmer zuſtändigen Steuerkaſſe ge⸗ 
kommen wären. Dieſer für Berlin und Brandenburg beſtehende 
Übelſtand dürfte ſich nach Fertigſtellung der neuen Steuerliſten 
beheben laſſen, wenn dann in die Nachweiſungsliſten das neue 
Steuerzeichen des Arbeitnehmers eingetragen wird. Allerdings 
ſollte in dieſem Falle auch für die Berliner Verhältniſſe das 
Einzelnachweiſungen“) 
ergänzt werden, ähnlich wie dies in einigen Ländern des Reiches 
bereits der Fall iſt. Sachſen und Süddeutſchland haben ihr Liſten⸗ 
Inftem entſprechend der Eigenart ihrer bisherigen Steuerein⸗ 
ziehung abgeändert. Es ließe ſich, aufbauend auf den hier geſam⸗ 
melten Erfahrungen ein Syſtem ſchaffen, das ohne Mehrarbeit 


- für den Arbeitgeber allen Anſprüchen auf Sicherheit und Zuver⸗ 


läſſigkeit in jeder Beziehung entſpricht. 

Soll jetzt die für den Arbeitgeber wichtige Frage beleuchtet 
werden, welches Syſtem für ihn das vorteilhafteſte iſt, ſo müſſen 
beide in ihren Arbeitsvorgängen nebeneinander betrachtet wer⸗ 
den. Der unbeſtreitbar größte Vorzug für die 
Anwendung des Liſtenſyſtems liegt in feiner 
abſoluten Sicherheit. Da keine Marken, die Bargeld 
bedeuten, benutzt werden, iſt die Gefahr der Unterſchlagung und 
des Abhandenkommens von Marken ausgeſchloſſen, ſo daß ſich die 
Kontrolle nur auf die Richtigkeit der abgezogenen Beträge er- 
ſtrecken muß. Weiter brauchen keine Vorkehrungen getroffen zu 
werden, um die geklebten Steuerkarten feuer⸗ und diebesſicher 
aufzubewahren. Auch die Finanzkaſſen haben einen Vorteil von 
dieſem Verfahren. denn ſie erhalten ſofort bei der Einzahlung 


Pargeld, während fie die bei der Steuerzahlung vom Arbeitnehmer 


eingereichten Steuermarken erſt mit dem Reich zu verrechnen 


* 


*) Siehe hierüber den Aufſatz von Hornauer in dieſer Nummer, 


zu c 
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haben. Die Vorteile für das Reich beſtehen in der Erſparnis an 
Steuermarken, dem Ausſchluß von Fälſchungen und Diebſtahl 
von Marken. Der Arbeitnehmer braucht beim Überweiſungs⸗ 


verfahren nicht zur Steuerkaſſe zu gehen, um ſich der Vorſchrift 
entſprechend die Steuermarken aus feiner Steuerkarte trennen 


zu laſſen. 

Die Vorteile des Markenſyſtems ſind für den Arbeitgeber, 
daß, wenn die Marken geklebt ſind, er dem Arbeitnehmer gegen⸗ 
über ſeinen Verpflichtungen genügt hat. Dies iſt aber auch bei 
dem Überweiſungsverfahren der Fall, wenn das Geld an die 
Steuerkaſſe abgeführt iſt. Der Vorteil für die Finanzkaſſen liegt 


in dieſem Falle in der Erſparnis der durch die Verrechnung der 


Nachweiſungen bedingten Mehrarbeit. 


Die Arbeiten im Lohnbüro des Arbeitgebers ſind bei beiden 
Syſtemen in bezug auf die Ausarbeitung der Lohnliſten mit den 
in Frage kommenden Abzügen die gleichen. Die in den Beſtim⸗ 
mungen über den Lohnabzug enthaltene Vorſchrift, bei Verrech⸗ 
nung des Steuerabzuges dem Arbeitnehmersauf Verlangen eine 
Beſcheinigung über den einbehaltenen Steuerbetrag zu geben, 
wird auch in Betrieben, die Marken kleben, in der Regel an⸗ 
gewandt, indem auf die Lohntüten oder Lohnzettel eine Ab⸗ 
rechnung über die Zuſammenſetzung des Lohnes und der Abs 
züge ausgeſtellt wird. Im Intereſſe der Arbeitnehmer ſollten auch 
die Betriebe und Behörden, die dieſe Abrechnungen bisher noch 
nicht eingeführt haben, hierzu übergehen, weil dadurch Diffe⸗ 
renzen über zu wenig gezahlte Beträge vermieden werden, da 
der Angeſtellte ſpäter in Ruhe die einzelnen Poſten nachprüfen 
kann. 

Iſt die Lohnzahlung erfolgt, ſo müſſen beim Markenkleben die 
benötigten Marken gekauft werden, nachdem zunächſt feſtgeſtellt 
iſt, wieviele Marken jeder Einheit in Frage kommen, damit die 
zu kaufenden Marken richtig auf alle Karten aufgehen und keine 
Marken übrigbleiben. Dann müſſen die Marken geklebt und 
entwertet und die Steuerkarten ſorgfältig aufbewahrt werden. 
Außerdem muß in der Steuerkarte jede Seite am Kopf mit 
Namen und Adreſſe des Arbeitnehmers ausgefüllt und die 
Markenbeträge jeder Reihe und Seite zuſammenaddiert und die 
Seiten unterſchrieben werden. 


Nach dem Liſtenſyſtem wird für jeden Arbeitnehmer eine 
Lohnkarte angelegt, die in vielen Betrieben auch bei Benutzung 
von Steuermarken geführt wird, und die auch hierbei von Vor⸗ 
teil iſt, da bei ſpäteren Differenzen, Verluſt von Steuerkarten 
uſw., auf einen Blick erſichtlich iſt, wieviel jeder Angeſtellte im 
Laufe der Zeit ausgezahlt erhalten hat und welche Abzüge ihm 
gemacht worden ſind, ohn daß dies erſt nach den einzelnen Lohn⸗ 
liſten zuſammengeſtellt werden muß. In dieſe Karte wird im 
Kopf außer den Perſonalien, dem Familienſtand und der Adreſſe 
das Steuerzeichen und die Steuerkaſſe des Angeſtellten eingefüllt 
und nach erfolgter Lohnzahlung an Hand der Lohnliſten der ge⸗ 
zahlte Lohn und der Abzug evtl auch nur der letztere eingetragen. 

Am Schluſſe des Vierteljahres werden die einbehaltenen 
Steuerbeträge aufaddiert und die amtlich vorgeſchriebenen Nach⸗ 
weiſungsformulare eingetragen. Nach dem Paragon⸗Syſtem kän⸗ 
nen dieſe Formulare ohne Mehrarbeit auf einmal durchgeſchrieben 
und alle dret Ausfertigungen zuſammenhängend eingereicht 
werden. In dieſe Nachmeiſungen iſt außer der laufenden Num⸗ 
mer, Name, Vorname, Stand und die Adreſſe, der für das Viertel⸗ 
jahr einbehaltene Steuerbetrag und die genaue Steuernummer 
einzutragen. Es liegt im Intereſſe des Arbeitnehmers, den Ar⸗ 
beitgeber alle Einzelheiten zuverläſſtg aufzugeben, denn bei un⸗ 
genauer Ausfertigung kann die Überwelſung auf fein Konto ver⸗ 


zögert und er zu doppelter Steuerzahlung angehalten werden. 


Hat das Lohnblilro vierteljährlich dieſe einfache Aufſtellung 
fertiggestellt, ſo kann der Geſamtbetrag in einer Summe an die 
für den Arbeitgeber zuſtändige Finanzkaſſe abgeführt werden, 
und it für dieſen die Arbeit nach Erhalt der von der Finanzkaſſe 
quittierten dritten Ausfertigung erledigt. 

Ob dies Verfahren vom Arbeitgeber vorzuziehen iſt oder 
nicht, wird er ſelbſt an Hand der vorſtehenden Ausführungen am 
beſten beurteilen können. Hält er das jetzt angewandte Marken⸗ 


ar 
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kleben mit den damit verbundenen manuellen Arbeiten und der 


notwendigen Kontrolle trotz des häufigeren Markenklebens für 
vorteilhafter als die alle Vierteljahr nur einmal vorzunehmende 


Aufſtellung der Nachweiſungen, die ihm außerdem den Zinsgenuß 
der einbehaltenen Beträge gewährt, ſo wird er auch in Zukunft 
bei dieſem Verfahren bleiben. Iſt ihm aber die Markenkleberei 


zu viel geworden, ſo kann er von den Behörden verlangen, daß 


dieſe ihrerſeits das Überweiſungsverfahren jo ausbauen, daß 
die Verrechnungen auf das Konto des Arbeitnehmers ſchnell er⸗ 
folgen und daß die Erlaubnis, das Überweiſungsverfahren ein⸗ 
zuführen, ohne Umſtände gegeben wird, bzw. daß die Behörden 
beizeiten einen Termin bekanntgeben, an welchem dieſes Syſtem 
allgemein angewandt werden kann. 

Es ſind bisher manchen Arbeitgebern große Schwierig⸗ 
keiten dadurch entſtanden, daß ſie monatelang auf einen Beſcheid 
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auf ihre Anträge auf Einführung des Liſtenſyſtems warten 
mußten. Jedoch kann den Behörden hierfür kein allzu großer 


Vorwurf gemacht werden, denn hätten ſie ohne Bedenken Antrag⸗ 


ſtellern ſofort die Erlaubnis zum Barabführen der einbehaltenen 


Steuerbeträge erteilt, ſo wäre unzweifelhaft das ganze Verrech⸗ | 
nungsverfahren in wenigen Wochen jo verſtopft geweſen, daß 
kein Menſch dieſes hätte wieder in Ordnung bringen können, 


und dann wäre das Liſtenſyſtem trotz ſeiner Vorzüge in fi zu⸗ 


ſammengebrochen. Wird es hingegen erſt dann eingeführt, wenn 
die Steuerkaſſen ſich auf das Verrechnungsverfahren eingeſtellt 
haben und in der Lage ſind, Steuerbeträge auf Grund der neuen 
Steuerzeichen ſchnell weiterzuleiten, ſo wird es dann auch von 
den Behörden als das zweckmäßigere empfohlen werden können. 


Da anzunehmen iſt, daß die neuen Steuerzeichen für Berlin 
bis zum Frühjahr feſtſtehen werden, ſo brauchten Marken nur 


die ab Januar einbehaltenen Steuerbeträge, die erſt im April 


1921 zu verrechnen ſind, dann mit der Angabe der neuen Steuer⸗ 
zeichen eingereicht werden können. Die Behörden haben 6 Mo⸗ 
nate Zeit, um ji den notwendigen Verwaltungsapparat aufzu⸗ 
bauen und auch die Arbeitgeber können, wenn ſie wollen, das 
Markenſyſtem als eine proviſoriſche Einrichtung betrachten und 
es am Jahresſchluß auf Rechnung des Überweiſungsverfahrens 
eingehen laſſen. 5 ; 

Um das Überweijungsperjahren zu vereinfachen, dürften fol⸗ 
gende Verbeſſerungen an den vorgeſchriebenen Nachwei⸗ 
fungsformularen zu empfehlen ſein. 


Damit die Verteilung und Abrechnung der Steuerbeträge 


an die für den Arbeitnehmer zuſtändigen Steuerkaſſen leicht er⸗ 


folgen kann, ſollten die zu zerſchneidenden Seiten der Nach⸗ 


weiſungen andersfarbig gedruckt werden, als die als Kaſſenbeleg 
dienenden. Die ausgeſchnittenen Abſchnitte ſollten alle von der 
gleichen Größe ſein und außer den bereits erwähnten Angaben 
auch noch die Bezeichnung der Steuerkaſſe tragen, an die die 
Zettel weiterzuleiten find. Eine Verwechſlung von Steuerkaſſen 
mit der gleichen Bezeichnung in z. B. Berlin und Potsdam iſt 
ausgeſchloſſen, da in der einen Spalte der Ort des Arbeit⸗ 
nehmers eingetragen iſt. Weiter ſollte jeder Abſchnitt die Firma 


des Einzahlers und das Datum der Einzahlung tragen, welche 


leicht durch einen Gummiſtempel auf der Riickſeite der Abſchnitte 
aufgeſtempelt werden können. 

Würde dann die bisherige drei fache Ausfertigung in eine 
vie r fache erweitert werden, was bei Benutzung guter Durch⸗ 
ſchreibblätter ohne Schwierigkeiten möglich iſt, ſo ließe ſich ohne 
Belaſtung des Arbeitgebers eine Einzelnachweiſung herſtellen, 
die zuſammen mit den anderen 3 Ausfertigungen bei der Steuer⸗ 


kaſſe einzureichen iſt. Die Kaſſe behält wie beim bisherigen Ver⸗ 


fahren die beiden erſten Ausfertigungen, ſtempelt die dritte Aus⸗ 


fertigung — am beſten in der Spalte für den einbehaltenen 


Betrag, damit diefer nicht nachträglich geändert werden kann — 


mit einem Vermerk, der die Nummer der Kaſſe, das Datum und ö 


die laufende Nummer der Einzahlung enthält. Der Empfang 
des Geldes wird dem Arbeitgeber wie bisher auf dem letzten 
Nachweiſungsblatt beſcheinigt. Die dritte und vierte Ausfertigung 
werden dem Arbeitgeber zurückgegeben und dieſer händigt dem 
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Arbeitnehmer bei der nächſten Lohnzahlung den perforierten 


Abſchnitt der dritten Ausfertigung mit der für ihn in Frage 


kommenden Eintragung als amtliche Quittung über den abge⸗ 
führten Steuerbetrag aus. 

Hat der Arbeitnehmer dieſen Abſchnitt in Händen, ſo kann 
er noch weiter von ihm direkt geforderte Steuerbeträge durch die 
Poſt an ſeine Steuerkaſſe einzahlen, indem er auf dem Poſt⸗ 
abſchnitt die Einzelheiten des Kupons wiederholt. Sollte aus 
irgend einem Grunde der von ſeinem Arbeitgeber einbehaltene 
Steuerbetrag noch nicht an die für ihn zuſtändige Steuerkaſſe 
weitergeleitet ſein, ſo kann dieſe auf Grund der vom Arbeit⸗ 
nehmer gemachten Angaben den ihr zuſtehenden Betrag bei der 
Kaſſe anfordern, bei der der Arbeitgeber die einbehaltene Steuer 
entrichtet hat. 

Nach dieſem Verfahren erhält jede in Frage kommende Stelle 
1. der Arbeitgeber, 

2. die Kaſſe, bei der eingezahlt iſt, 

3. die Kaſſe des Arbeitnehmers, 

4. der Arbeitnehmer, 
je eine gleichlautende, automatiſch hergeſtellte Beſcheinigung und 
jeder hat ſeinen Beleg in Händen. 

Die Überweifung der Nachweiſungsabſchnitte an die Kaſſen 
der Arbeitnehmer kann mit Hilfe von Bordereaux, in die nur 
die laufenden Nummern der Abſchnitte und die Beträge einzu⸗ 
tragen find, erfolgen. Werden dieſe Borde reaux durchgeſchrieben, 
ſo bleibt die eine Durchſchrift zur Entlaſtung bei der erſten Kaſſe, 
während die zweite als Gutſchriftnota an die Kaſſe des Arbeit: 
nehmers zuſammen mit den gebündelten Abſchnitten geht. 

Leicht ſind die Aufgaben nicht, die den Steuerbehörden zur 
Bewältigung dieſes neuen Steuerverfahrens geſtellt werden. 


noch für das letzte Vierteljahr 1920 geklebt zu werden, während Aber ebenſo wie ſich der Arbeitgeber dieſe erhebliche Extra- 


belaſtung hat gefallen laſſen müſſen und wie von ihm verlangt 
worden iſt, ſich den neuen Vorſchriften anzupaſſen, kann er ſeiner⸗ 
ſeits beanſpruchen, daß die Behörden, denen er die Einziehung 
der Steuerbeträge erleichtert, alles aufbieten, um ein Syſtem zu 
ſchaffen, das den Intereſſen der Arbeitgeber entgegenkommt, 
ſelbſt wenn dies Syſtem auf den erſten Blick als undurchführbar 
erſcheint. Die Behörden ſollten das Verfahren daher ncht einfach 
als unmöglich ablehnen, ſondern an Hand ihrer reichen, prak⸗ 
tiſchen Erfahrungen Vorſchläge machen und Vorkehrungen treffen, 
um das vom Reichstag beſchloſſene Geſetz zum Nutzen der Allge⸗ 
meinheit auszubauen und auf eine praktiſche Grundlage zu 
ſtellen. 

Vielleicht können die vorſtehenden Ausführungen dazu bei⸗ 
tragen, den Lohnabzug im Intereſſe aller Beteiligten praktiſch 
auszubauen; es dürfte fid vielleicht empfehlen, bei einigen 
Landesfinanzämtern ſchon jetzt dies kombinierte Verfahren der 
Nachweiſungen und Einzelnachweiſungen anzuwenden, damit 
dann auf Grund der gewonnenen Erfahrungen auch bei den 
übrigen Landesfinanzämtern dies Syitem für das Reich einheit⸗ 
lich eingeführt werden kann. Eine Vereinheitlichung wird auf 
alle Fälle angeſtrebt werden müſſen, da große Arbeitgeber und 
Behörden für in verſchiedenen Teilen des Reichs wohnende An⸗ 
geſtellte Steuerbeträge einzubehalten haben und daher die Über⸗ 
weiſungsabſchnitte eines Gebiets auch in andere verſchickt werden 
müſſen. Wäre dann die Verrechnungsweiſe in den einzelnen 
Provinzen verſchieden, ſo müßte dies zu unnötigen Schwierig⸗ 
keiten führen. 


Der Lohnabzug 
der ſelbſtändig verdienenden Ehefrau und Kinder. 


über dleſe Frage find in der Praxis des Lohnabzuges ve r⸗ 
ſchiedentlich Zweifel entſtanden, über die bereits Ball in der 
September⸗Nummer S. 159 berichtet hat. Nunmehr hat der 
Reichsminiſter der Finanzen durch Rundſchreiben vom 14. 9. 
1929 (11 Ku. 24 227) an die Laudesfinanzämter ſeinerſeits wie 
folgt Stellung genommen: 

„Zur Behebung von 
des abzugsfreten Teiles 
bemerke ich folgendes: 


Zweifeln, die ſich bei der Berechnung 
des Arbeitslohnes ergeben haben, 


1. Nach $ 1 Abſ. 6 der vorläufigen Beſtimmungen zur Aus⸗ 
führung des Geſetzes zur ergänzenden Regelung des 
Steuerabzuges vom Arbeitslohne vom 21. Juli 1920 
zählen die Kinder, wenn beide Ehegatten zuſammen⸗ 
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nicht zu ihrem Haushalt. Eine zweimalige Berückſichtigung 
der minderjährigen Kinder ſowohl bei dem Steuerabzug 
vom Arbeitslohne des Ehemannes wie bei dem der Ehe— 
frau iſt ausgeſchloſſen. 


RN 


. 2. Von dem Arbeitslohne der mitarbeitenden Ehe⸗ 
E. frau eines Arbeitnehmers find die Beträge nach 8 45 a 
Ab). 1 des Geſetzes zur ergänzenden Regelung des Skeuer⸗ 
1 
* 


Geſetzbl. S. 1463) beziehungsweiſe nach § 1 Abſ. 1 der 
hierzu ergangenen vorläufigen Beſtimmungen demnach 
bei Berechnung des Arbeitslohnes nach Tagen 5% für 
den Tag, bei Berechnung des Arbeitslohnes nach Wochen 
30 M für die Woche, bei Berechnung des Arbeitslohnes 
nach Monaten 125 „ für den Monat abzugsfrei zu be⸗ 
laſſen. 

Daneben darf der Ehemann die Vergünſtigung nach & 45a 
Abſ. 2 des Geſetzes bzw. § 1 Abſ. 2 der vorläufigen Be⸗ 
ſtimmungen für die Ehefrau in Anſpruch nehmen; es er: 
höht ſich demnach bei ihm der nach §S 45 Abſ. 1 des 
Geſetzes bezw. $ 1 Abf. 1 der vorläufigen Beſtim⸗ 
mungen dem Steuerabzuge nicht unterworfene Teil des 
Arbeitslohnes für die Ehefrau um 150.4, 10 % oder 
40 l, je nach täglicher, wöchentlicher oder monatlicher 
Berechnung des Arbeitslohnes. 

3. Bei Arbeitnehmern, die zur Haushaltung eines 

anderen Steuerpflichtigen zählen (§ 20 Abſ. 6 des Geſetzes 

vom 29. März 1920), ſind die Beträge des § 45 a Abſ. 1 

des Geſetzes vom 21. Juli 1920 beziehungsweiſe $ 1 
Ab 1 der hierzu ergangenen vorläufigen Beſtimmungen 

abzuͤgsfrei zu belaſſen.“ 

Die vorſtehende Stellungnahme des Reichsfinanzminiſters 
ſchafft die erwünſchte Klarheit, daß die Lohnbüros bei der Be⸗ 
rechnung des Lohnabzuges den Familienſtand nur inſoweit zu 

erforſchen haben, als es ſich darum handelt, ob der Haushal⸗ 
tungsvorſtand verheiratet iſt und wieviel Kinder er in ſeinem 

Hausſtand hat. Ob daneben die Ehefrau oder die Kinder ihrer- 

ſeits auch Arbeitseinkommen haben und vielleicht auch für ihre 

eigene Perſon bei ihrem Arbeitgeber den Lohn unter Frei⸗ 
laſſung des Exiſtenzminimums erhalten, braucht weder vom 

Arbeitgeber des einen noch des anderen berſickſichtigt werden. 
Dadurch entſteht die Möglichkeit, daß bei einer Familie mit 

mehreren verdienenden Mitgliedern zuviel abzugsfrei bleibt. 

Dieſer Umſtand muß aber zurücktreten gegenüber den techniſchen 
Schwierigkeiten, die entſtehen würden, falls eine Berückſichtigung 

= des eigenen Verdienſtes der Frauen und Kinder vom Arbeit: 
geber gefordert würde. Überdies handelt es ſich bei der Ein⸗ 

E behaltung des Lohnes ja auch nur um Steuervorſchüſſe. Wird 

zuviel freigelaſſen, ſo muß der betreffende Steuerpflichtige eben 


cc 


bei der endgültigen Veranlagung entſprechend nachzahlen. 
— — — 
Penſionen und Lohnabzug. 
Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 25, 9. 1920 
2 (III. Ku. 22 303). 

. „Mein Erlaß vom 19. Juni 1920 III. Ku. 14 198 hat zu 
Zweifeln Anlaß gegeben. Zur Klarſtellung bemerke ich folgendes: 

Wenn darin die Abzugsfreiheit von Zuwendungen, die ohne 

rechtliche Verpflichtung und widerruflich früheren Bedienſteten, 
Angeſtellten oder ſonſtigen Arbeitnehmern und ihren An⸗ 
gehörigen gewährt werden, ſo kann das nur gelten für die Fälle, 
in denen freiwillige Zuwendungen an hilfsbedürftige 


2 
. 


7 Verantwortlicher Redakteur: N. Nitter, Frankſurt a. Main; für die Inſerate: | Erich Donatl, Betlin; Verlag: Induſtrleverlag Spaeth & Linde, Berlin C 2, Köntgſtraße 59 


abzuges vom Arbeitslohne vom 21. Juli 1920 (Reichs⸗ 
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Perſonen als Unterſtützungen gewährt werden. Dagegen 
werden ſolche Zuwendungen, die mit Rückſicht auf eine frühere 
Dienſtleiſtung oder Berufstätigkeit an Stelle von Penſions⸗ 


anſprüchen gewährt werden und den Charakter von Penſionen, 


leben, nur als zum Haushalte des Ehemannes ge⸗ 
hörig. Bei der Ehefrau darf in dieſem Falle der Lohn⸗ 
abzug wegen des Vorhandenſeins minderjähriger Kinder 
nicht gekürzt werden. Die Ehefrau iſt in dieſem Falle 
nicht Haushaltungsvorſtand, die Kinder gehören alſo 


von Witwen- und Waiſengeldern haben, im Hinblick auf 8 9 
Nr. 3 des Einkommenſteuergeſetzes dem Steuerabzuge zu unter⸗ 
werfen ſein. Die Freilaſſung derartiger Ruhegehälter, Witwen⸗ 
und Waiſenpenſionen und anderer Bezüge für frühere Dienſt⸗ 
leiſtung oder Berufstätigkeit vom Steuerabzuge iſt im Hinblick 


auf 8 9 Ziffer 3 und 8 51 des Geſetzes nicht begründet.“ 
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En — — — . — — EUàÿäͤ — 
Kleine Nachrichten über den Lohnabzug. 
r TTT . nn nr us 

Aufklärung über den Lohnabzug iſt im Intereſſe der Einnahmen 
des Reiches durchaus geboten. Aus dieſem Grunde glaubte auch die 
Deutſche Steuer-Zeitung ihren Leſern durch die Einrichtung einer 
beſonderen Beilage über den Lohnabzug zu dienen. In der letzten 
Nummer iſt auch bereits der Aufruf der Reichsregierung vom 13. 8. 
1920 in Sachen des Lohnabzugs veröffentlicht. Ein erfreuliches 
Zeichen wachſenden Verſtändniſſes für die Bedürfniſſe des Reiches iſt 
es, daß neuerdings vielfach ſeitens der Leitungen oder auch der Be- 
triebsräte größerer Werke an erfahrene Steuerpraktiker die Bitte um 
aufklärende Vortrage über den Lohnabzug im Kreiſe der Arbeitnehmer 
gerichtet wird. So hat u. a. Herr Ratsſekretär Horn au er, zurzeit 
in der Geſchäftsſtelle für den Lohnabzug im Reichsfinanzminiſterium, 
Berlin, eine ganze Reihe derartiger Vorträge in gemeinverſtändlicher 
Form unter Zuhilfenahme von Lichtbildern vor Arbeiterkreiſen mit 
ſehr gutem Erfolge gehalten. Derartige Beiſpiele verdienen zweifellos 
Beachtung und Nachahmung. 

Steuerabzug und Liſtenführung. Gegen den Steuerabzug durch 
Liſtenführung hat ſich eine Konferenz der beteiligten Verwal- 
tungsſtellen von Groß-Berlin nunmehr ausgesprochen. Es wurde 
anerkannt, daß der Steuerabzug auf dem vom Reichsfinanzminiſterium 
vorgeſchriebenen Wege, wonach der Arbeitgeber die Abzugsliſte an 
ſeine, für ihn zuſtändige Steuerkaſſe weiterzuleiten habe, nicht 
durchführbar ſei. In erſter Linie wurde die Markenklebung 
verlangt, wenn dieſe aber nicht erfolgt, dann ſoll der Arbeitgeber die 
Abzugsliſten an die Steuerkaſſe des Arbeitnehmers 
abführen. Das wäre natürlich eine ſtarke Belaſtung der Arbeitgeber, 
da in der Stadt Berlin allein 110 Einziehungsſtellen vorhanden ſind. 

Bisher haben ſich in Berlin 2400 Arbeitgeber gemeldet, 
die von der Befugnis, Steuerliſten ſtatt der Markenklebung einzu- 
richten, Gebrauch gemacht haben. 

Von ſteuertechniſcher Seite wird ferner erklärt, daß die richtige 
Elnweiſung des Steuerabzugs in das Konto des Arbeitnehmers 
ein verzweifeltes Stück Arbeit ſei. Bald ſtimme der Name nicht, 
bald ſei die Wohnung unrichtig. Maßgebend ſei nicht die heutige, 
ſondern die 1918 bei der letzten Veranlagung innegehabte Wohnungs- 
ſtelle. Mit dem Hin- und Herfragen, das nur auf ſchriftlichem Wege 
möglich ſei, mit den vielen Ermittlungen werde eine ungeheure 
Arbeitskraft verſchwendet. Inzwiſchen könne es tatſächlich paſſieren, 
daß der Arbeitnehmer Zwangsvollſtreckung erhalte wegen eines Ber 
trages, den er längſt an den Arbeitgeber entrichtet, und den dieſer pflicht- 
gemäß an die für ihn zuftändige Steuerkaſſe bezahlt Habe, 

Die umgehende Ordnung dieſer Angelegenheit tut dringend not, 
damit der Arbeitnehmer ſeine ordnungsgemäße Steuerquittung erhält. 

Überſtunden und Lohnabzug. In einer Vertrauensmännerver⸗ 
ſammlung der Hirſch⸗Dunckerſchen Gewerkvereine des Induſtrie⸗ 
gebietes wurde beſchloſſen, bei Wiedereröffnung des Reichstages die 
Reichsregierung zu veranlaſſen, den Beſchluß betr. die Nichtbeſteue⸗ 
rung“) der Überſtunden und der Sonntagsarbeit wieder aufzu⸗ 
heben. In der Entſchließung wird gejagt, es habe ſich herausgeſtellt, 
daß durch die Nichtbeſteuerung die 48 ſtündige Arbeitswoche illuſoriſch 
gemacht werde, indem Arbeiter in der Woche einen oder mehrere Tage 
ausſetzten und ſich dafür zur Sonntagsarbeit und zu Überſtunden 
drängen. Hierin iſt eine Gefährdung der Achtſtunden⸗ 
ſchücht zu erblicken. Man ſolle der Arbeiterbewegung dadurch helfen, 
daß man das Exiſtenzminimum von 1500 auf 4000 4 und für die 
Frauen und Kinder von 500 auf 1000 4 heraufſetze und daß man die 
von den Arbeitgebern gewährten Kinderzulagen unverſten⸗ 
ert laſſe. 


) Hier liegt ein Irrtum vor; die Überſtundeneinkünfte fallen nur 
nicht unter den Lohnabzug, wohl aber unter die Einkommenſteuer; der 
Arbeitnehmer hat dann eben bei der endgültigen Abrechnung ent⸗ 
ſprechend nachzuzahlen. 


Druck von Edmund Stein, Potsdam. 
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